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Der Bundesminister Bonn, den 9. August 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 
W/E Al -81 50 50 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Abbau von Handelshemmnissen innerhalb der EWG 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Krammig, Dr. Pohle, 
Leicht, Dr. Kreile und Genossen 
- Drucksache VI/2463 - 


Anstatt Handelshemmnisse abzubauen, wozu die italienische Staats- 
regierung auf Grund der Beschlüsse des Ministerrats der EWG 
verpflichtet ist, hat die italienische Regierung durch gesetzliche und 
und sonstige Maßnahmen den Absatz italienischer Tabakerzeug- 
nisse zugunsten ihres eigenen Monopols wesentlich verbessert 
und dabei deutsche Tabakerzeugnisse bei der Einfuhr nach Italien 
wettbewerblich diskriminierend geschädigt. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

Ist der Bundesregierung diese Tatsache bekannt, und was hat sie 
zur Durchsetzung der Beschlüsse des EWG-Ministerrats bei der 
Kommission der EWG bzw. dem Gerichtshof der EWG unternom- 
men? 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


Nach der Entschließung des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften vom 21. April 1970 betr. die staatlichen Handelsmono- 
pole für Tabakwaren haben sich die italienische und franzö- 
sische Regierung verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen 
zur Beseitigung der Diskriminierungen zu treffen, die sich aus 
den staatlichen Handelsmonopolen ergeben. Die Ausschließlich- 
keitsrechte der Tabakmonopole für die Einfuhr und den Vertrieb 
für Tabakwaren im Großhandel sind spätestens bis zum 1. Janu- 
ar 1976 zu beseitigen. 
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Um der Durchführung der Entschließung des Rates vom 21. 
April 1970 Nachdruck zu verleihen, hat die Bundesregierung 
Mitte des Jahres 1970 die EG-Kommission schriftlich gebeten, 
für die Einhaltung der von der französischen und italienischen 
Regierung übernommenen Verpflichtungen zu sorgen. Die von 
den Tabakmonopolen weiterhin praktizierten Diskriminie- 
rungen waren kurz zuvor der EG-Kommission unmittelbar von 
der deutschen Tabakwirtschaft nochmals mitgeteilt worden. Die 
EG-Kommission hat daraufhin im August 1970 an die Regie- 
rungen Frankreichs und Italiens Schreiben gerichtet, die die 
jeweils praktizierten Diskriminierungen beschreiben und Maß- 
nahmen zu ihrer Beseitigung fordern. 

Die Antworten der beiden Regierungen hat die EG-Kommission 
der Bundesregierung noch nicht übermittelt. Die Kommission 
wird darauf in Kürze bei der Beantwortung der schriftlichen 
Anfrage Nr. 229/71 des Abgeordneten des Europäischen Parla- 
ments, Herrn Artzinger (Deutschland, christlich-demokratische 
Fraktion), an die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
betr. „Umformung der staatlichen Handelsmonopole für Tabak- 
waren" eingehen. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die italienische 
Regierung nach dem Ratsbeschluß vom April 1970 neue Dis- 
kriminierungen bei der Einfuhr von Tabakwaren anwendet. 
Auch aus Kreisen der deutschen Tabakwirtschaft liegen keine 
neuen Beschwerden vor. 


In Vertretung 

Dr. Rohwedder 
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